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Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Obligatio-

nenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme in oben genannter Vernehmlassungsvorlage 

bedanken wir uns. 

 

Grundsätzliche Bemerkungen 

Der SKF Schweizerischer Katholischer Frauenbund unterstützt die Anliegen zur ver-

stärkten Konzernverantwortung seit Jahren. Die Konzernverantwortungsinitiative 

KoVI wurde von über 130 Hilfswerken, Frauen-, Menschenrechts- und Umweltorga-

nisationen, kirchlichen, genossenschaftlichen und gewerkschaftlichen Vereinigun-

gen sowie Aktionärsverbänden unterstützt, darunter auch der SKF. Die Initiative 

scheiterte aber 2020 am Ständemehr; der zahnlose Gegenvorschlag wurde ange-

nommen.  

Der Bundesrat bekräftigt im erläuternden Bericht zur vorliegenden Vernehmlassung, 

dass er im Bereich der nachhaltigen Unternehmensführung international abge-

stimmt vorgehen will. Trotzdem berücksichtigt der Bundesrat in der vorliegenden 

Vernehmlassung nur eine Weiterentwicklung der Berichterstattungspflichten, welche 

die EU bereits 2022 beschlossen hatte (Corporate Sustainability Reporting Directive 

CSRD). Noch mehr als 2020 bedeutet «international abgestimmt» heute, dass ne-

ben Berichterstattungspflichten (CSRD) auch umfassende Sorgfaltspflichten sowie 

die nötige Durchsetzung (CSDDD) in den Blick genommen werden müssten. Will 

die Schweiz möglichst zeitgleich wie die EU-Staaten1 eine verbindliche und kohä-

rente Regulierung in dem Bereich vorlegen müssen, muss ein entsprechender Ge-

setzgebungsprozess so schnell wie möglich gestartet werden.  

Gemeinsam mit der Koalition für Konzernverantwortung unterstützt der SKF das An-

liegen des Bundesrates, im Bereich der nachhaltigen Unternehmensführung 

 
1 Die EU-Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die CSDDD bis 2026 in nationales Recht umzusetzen. 
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international abgestimmt vorzugehen. Die Inhalte des vorliegenden Vorschlags stel-

len aber nur einen kleinen Schritt in diese Richtung dar. Für den Schutz der Men-

schenrechte und der Umwelt ist die Einführung von Sorgfaltspflichten für Schweizer 

Unternehmen relevanter. 

Wir fordern den Bundesrat deshalb auf, die Einführung von Sorgfaltspflichten für 

Unternehmen umgehend an die Hand zu nehmen und nicht weiter hinauszuzögern. 

Grosse Schweizer Unternehmen sollen genauso wie ihre europäischen Konkurren-

ten verpflichtet werden, Menschenrechte und Umweltstandards in ihren Geschäften 

weltweit zu respektieren und bei Verstössen zur Verantwortung gezogen werden 

können.  

 

Zur Vorlage im Konkreten 

Die Vorgaben zur Nachhaltigkeitsberichterstattung im OR sollen mit dieser Vorlage 

an die Vorgaben der EU-Richtlinie CSRD angeglichen werden. Mit einer Senkung 

der Schwellenwerte, umfassenderen Vorgaben zum Inhalt der Berichterstattung, 

dem Wegfall der Möglichkeit zu «comply or explain» sowie einer verbindlichen 

Überprüfung der Berichte wird die Transparenz und Vergleichbarkeit der Berichte 

erhöht, was der SKF begrüsst. Auf folgende Anpassungen gehen wir gerne noch 

detaillierter ein: 

Anpassung der Schwellenwerte nimmt mehr Unternehmen in die Pflicht 

Die Schwellenwerte für die Definition der pflichtigen Unternehmen sollen gemäss 

Art. 964a VE-OR gesenkt werden. Der SKF begrüsst die Ausweitung auf Unterneh-

men, die zwei der drei folgenden Schwellenwerte in zwei aufeinanderfolgenden Ge-

schäftsjahren überschreiten: 250 Vollzeitstellen /50 Millionen Franken Umsatzerlös 

/25 Millionen Franken Bilanzsumme. Damit werden gemäss Regulierungsfolgeab-

schätzung rund 2’700 Unternehmen2 neu verpflichtet, über ihre Nachhaltigkeitsbe-

strebungen zu berichten, was die Transparenz verbessert.  

Fehlende Übernahme der European Sustainability Reporting Standards 

(ESRS) führt zu fehlender Vergleichbarkeit 

Zweck und Inhalt der Berichte werden mit Artikel Art. 964c VE-OR deutlich detaillier-

ter und genauer umschrieben als bisher. Damit ist klarer, über welche Bereiche Un-

ternehmen berichten müssen, was die Transparenz und die Vergleichbarkeit der 

Berichte erhöhen wird.  

Gleichzeitig will der Bundesrat auf die Einführung der European Sustainability Re-

porting Standards (ESRS) verzichten und schlägt vor, auf Verordnungsebene 

gleichwertige Standards zu bezeichnen (Art. 964c Abs. 5 VE-OR).  

Für uns ist unklar, was der Bundesrat meint, wenn er im erläuternden Bericht 

schreibt, dass ein zu den ESRS gleichwertiger Standard der «Global Reporting Initi-

ative [GRI] Standard in Kombination mit den IFRS Sustainability Disclosure 

 
2 BSS, im Auftrag von SECO und BJ, RFA: Nachvollzug der EU-Richtlinie zur unternehmerischen 

Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD), Basel 19.02.2024, (abgerufen am 31.08.2024), S. 18-19. 

https://www.seco.admin.ch/dam/seco/de/dokumente/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_Formulare/Regulierung/Bereitsdurchgef%C3%BChrteRFA/rfa-csrd.pdf.download.pdf/BSS_%C3%96ko-Institut_RFA%20CSRD_19.02.24.pdf
https://www.seco.admin.ch/dam/seco/de/dokumente/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_Formulare/Regulierung/Bereitsdurchgef%C3%BChrteRFA/rfa-csrd.pdf.download.pdf/BSS_%C3%96ko-Institut_RFA%20CSRD_19.02.24.pdf
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Standards des International Sustainability Standards Board (ISSB)»3 sein könnte. 

Gemäss Regulierungsfolgenabschätzung im Auftrag des Bundesrats sind heute 

nämlich keine gleichwertigen Standards bekannt: «Stand heute gibt es keine gleich-

wertigen Alternativen zu ESRS. Denn die ESRS-Standards sind deutlich detaillierter 

als alle potenziellen Alternativen. Die TCFD-Standards fokussieren allein auf 

Klimaaspekte, nicht auf die sozialen und Governance-Aspekte. Die IFRS/ISSB-

Standards verfolgen einen grundlegend anderen Ansatz, nämlich einfache, statt 

doppelte Materialität (IFRS, 2023). Die GRI-Standards kommen den ESRS-Stan-

dards zwar am nächsten, sind aber ebenfalls weniger umfangreich.»4 Es ist zu beto-

nen, dass das Prinzip der «doppelten Materialität» eine absolut unverzichtbare Vo-

raussetzung für jeden Berichtsstandard ist, der sich an den UNO-Leitprinzipien für 

Wirtschaft und Menschenrechte und den OECD-Leitsätzen orientiert. Es besagt, 

dass alle Aspekte für die Berichterstattung relevant sind, welche eine finanziell ne-

gative Auswirkung auf das Unternehmen und/oder eine negative Wirkung auf 

Mensch und Umwelt haben5. Nur wenn Auswirkungen auf die Schöpfung, auf Men-

schen und Umwelt, eine eigenständige Relevanz haben, kann überhaupt von einer 

Nachhaltigkeitsberichterstattung gesprochen werden. 

Mit der Verwendung von einheitlichen Standards würden Berichte nach Schweizer 

Recht besser mit Berichten von EU-Unternehmen als auch untereinander vergleich-

bar, was dem Ziel der Vergleichbarkeit der Berichte und der Verbesserung der Da-

tenqualität dient. Wir fordern den Bundesrat deshalb auf, die European Sustainabi-

lity Reporting Standards (ESRS) als einheitlichen Standard für alle berichtspflichti-

gen Unternehmen vorzugeben und damit Klarheit für Unternehmen und Stakeholder 

zu schaffen. Mit ihren detaillierten Datenpunkten ersparen die ESRS Unternehmen 

viel Arbeit in der Operationalisierung teils eher abstrakter internationaler Standards. 

So erhalten Unternehmen konkrete Umsetzungshilfe und Rechtssicherheit und kön-

nen ihre Ressourcen auf die Erhebung der relevanten Daten fokussieren. 

Auch für von der Berichterstattungspflicht indirekt betroffene Unternehmen bringt 

eine Erweiterung der möglichen Standards keine Vereinfachung – im Gegenteil geht 

der Bundesrat von Mehrkosten für die indirekt betroffenen Unternehmen aus, wer-

den die Berichterstattungsstandards nicht vereinheitlicht.6 Die Regulierungsfolgen-

abschätzung führt dazu aus: «[Die CSRD sieht] eine Standardisierung der Informati-

onen vor, die von den berichtspflichtigen Unternehmen erhoben werden. Das heisst 

für die mittelbar betroffenen Unternehmen, dass sie die gleichen Informationen im 

gleichen Format und Umfang an alle ihre Zulieferer und Investoren weitergeben 

können. Bislang ist es so, dass die Zulieferer von ihren Kunden mit zahlreichen un-

terschiedlichen Informationswünschen und Fragebögen konfrontiert werden. Wird 

im Rahmen eines teilweisen Nachvollzugs auf die Vorgabe der von der EU vorge-

schriebenen Standards verzichtet, würde dieser Nutzen der Standardisierung 

 
3 Erläuternder Bericht, S. 7. 
4 RFA, S. 30. 
5 Shift Project, CSRD-Reporting Series, I. Double Materiality, August 2023 
6 Erläuternder Bericht, S. 9: https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/88435.pdf 

https://shiftproject.org/wp-content/uploads/2023/08/Double-materiality-what-you-need-to-know.pdf
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wahrscheinlich nicht realisiert werden können. Die mittelbar betroffenen Unterneh-

men müssten mit Mehrkosten rechnen.»7 

 

Art. 964c Abs. 5 VE-OR müsste entsprechend angepasst werden: Die Angaben 

müssen die in der Europäischen Union verwendeten Standards oder einen anderen 

gleichwertigen Standard für die Nachhaltigkeitsberichterstattung erfüllen. Der ge-

wählte Standard muss in seiner Gesamtheit für alle Vorgaben dieses Artikels über-

nommen und im Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte genannt werden. Der Bundes-

rat bezeichnet die Standards. 

 

Erst der Verzicht auf «Comply or Explain» macht Berichterstattungsvorgaben 

tatsächlich verbindlich 

Gemäss der Vorlage soll es neu nicht mehr möglich sein, dass ein Unternehmen 

anstatt über seine Nachhaltigkeitsstrategie zu berichten, auch einfach darlegen 

kann, dass es «kein Konzept» verfolgt (Art. 964b, Absatz 5 OR). Damit wird eine Lü-

cke geschlossen, die die bisherige Regelung komplett unterlief, indem es dem Un-

ternehmen am Schluss freigestellt war, ob es tatsächlich berichten wollte oder nicht.  

Überprüfung der Berichte erhöht Verbindlichkeit und Verlässlichkeit 

Neu müssen die pflichtigen Unternehmen ihre Nachhaltigkeitsberichte von einer Re-

visionsstelle oder einer Konformitätsbewertungsstelle überprüfen lassen. Diese Vor-

gabe entspricht der CSRD. Die Prüftiefe wird vom Bundesrat auf Verordnungsstufe 

festgelegt werden und hat sich gemäss Entwurf an der internationalen Entwicklung 

zu orientieren (Art. 964cbis Abs. 2 VE-OR). Damit wird die Verlässlichkeit der publi-

zierten Informationen erhöht, was wir begrüssen.  

 

 

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  

Freundliche Grüsse  

SKF Schweizerischer Katholischer Frauenbund  

  

  

Simone Curau-Aepli  

Präsidentin 

Karin Ottiger  

Co-Geschäftsleiterin 

 

  

 

 

 
7 RFA, S. vii. 


